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Fairness und Kündigungen
Eine theoretische und empirische Analyse
Christian Pfeifer*
Betriebsbedingte Kündigungen sind in den letzten Jahren immer stärker ins öffentliche
Blickfeld geraten. Bisher wurde für Deutschland jedoch noch nicht untersucht, inwieweit
und unter welchen Bedingungen betriebsbedingte Kündigungen von der Bevölkerung –
also von nicht direkt betroffenen Personen – akzeptiert werden. Den Analyserahmen bil-
den  Prinzipien  der  distributiven  Gerechtigkeit  (Verteilungsgerechtigkeit),  Regeln  der
prozeduralen  Gerechtigkeit  (Verfahrensgerechtigkeit),  die Attributionstheorie  und  die
Theorie der psychologischen Verträge. Auf dieser Grundlage werden Hypothesen gene-
riert, die in einer schriftlichen Studentenbefragung empirisch getestet werden. Die Er-
gebnisse der Untersuchung werden mit den Befunden von Charness und Levine (2000)
verglichen, die die Akzeptanz von Kündigungen in den USA untersuchen. Wichtige Er-
gebnisse sind: 
– Großzügige Kompensationen der Entlassenen werden fairer empfunden als Versetzun-
gen oder Lohnkürzungen zur Vermeidung der Kündigungen, die wiederum Kündigun-
gen ohne abmildernde Maßnahmen vorgezogen werden. 
– Durch aktive Beteiligung des Betriebsrates oder Verzicht auf ihre Bonuszahlung kann
die Unternehmensleitung die Akzeptanz der Kündigungen erhöhen. 
– Kündigungen von Arbeitern werden fairer empfunden als Kündigungen von Akademi-
kern; Kündigungen von Arbeitnehmern mit allgemeinem Humankapital werden fairer
beurteilt als Kündigungen von Arbeitnehmern mit betriebsspezifischem Humankapital. 
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Bisher vorliegende Studien zur Akzeptanz von Kün-
digungen, die überwiegend aus dem nordamerikani-
schen Raum stammen, beziehen sich häufig auf das
Empfinden durch die Betroffenen selbst (z.B. Bewäl-
tigungsstrategien) oder auf die Wahrnehmung durch
die weiterbeschäftigten Kollegen (z.B. Angst um den
eigenen  Arbeitsplatz)  und  deren  Reaktionen  (z.B.
Verringerung der Arbeitsleistung). Diese Personen-
gruppen sind persönlich betroffen und somit emotio-
nal involviert. Das Ziel des vorliegenden Beitrages
ist  hingegen  die  Untersuchung  der Akzeptanz  von
Kündigungen  in  Deutschland  bei  außenstehenden
Dritten. Er gibt daher Aufschluss über gesellschaftli-
che Gerechtigkeits- bzw. Fairnessvorstellungen hin-
sichtlich  der Arbeitsbeziehungen  und  Kündigungs-
praktiken (vgl. Rousseau/Anton 1988: 274). Die Er-
gebnisse geben somit Anregungen für eine „sozial-
verträgliche“  Durchführung  von  Kündigungen,  die
im Sinne der meisten Stakeholder einer Organisation
ist  (z.B.  Gekündigte,  Weiterbeschäftigte,  Kunden,
Gewerkschaften,  Politiker).  Außerdem  können  die
Ergebnisse einen Beitrag zur Diskussion über die Re-
form  des  Kündigungsschutzgesetzes  (KSchG)  leis-
ten. 
Das Statistische Bundesamt (2003) berichtete, dass
im Jahr 2003 der höchste Beschäftigungsabbau in ei-
nem  zweiten  Quartal  seit  der  Wiedervereinigung
1990  erfolgte.  Ein  Großteil  des  Beschäftigungsab-
baus  wurde  über  betriebsbedingte  Kündigungen  in
Form von Massenentlassungen erreicht. Diese unter-
liegen in Deutschland starken rechtlichen Restriktio-
nen  durch  das  KSchG,  denen  beschäftigungshem-
mende Wirkung zugeschrieben wird (vgl. Franz/Rü-
thers  1999;  Rüthers  2003); Arbeitnehmern  kommt
durch  das  Betriebsverfassungsgesetz  (BetrVG)  ein
erhebliches Mitspracherecht zu. Die Härte der Kün-
digungen für die Betroffenen wird durch die sozialen
Sicherungssysteme abgefedert. Neben den institutio-
nellen  Rahmenbedingungen  und  deren  ökonomi-
schen Auswirkungen (vgl. Jahn 2002) sollten auch
Fairnessaspekte  des  Beschäftigungsabbaus  berück-
sichtigt werden, die durch das ökonomische Verhal-
tensmodell nahezu vollständig ausgeblendet werden
(vgl. Frey/Benz 2001; Rabin 1998: 2002). 
Entscheidenden  Anteil  an  der  Berücksichtigung
psychologischer  Einflussfaktoren  in  der  ökonomi-
schen  Theorie  haben  die  Forschungen  des  Nobel-
preisträgers Daniel Kahneman und seiner Kollegen
(vgl.  Kahneman  2003).  Kahneman,  Knetsch  und
Thaler (1986a; 1986b) untersuchten die Fairnessvor-
stellungen von Befragten aus Telefoninterviews be-
züglich  des  Preis-  und  Lohnsetzungsverhalten  ge-
winnorientierter Firmen. Sie fanden heraus, dass die
empfundene  Fairness  einer  Transaktion  vor  allem
von der Ursache für das Handeln der Firma (z.B. exo-
gener Schock), vom Ergebnis für die Beteiligten und
von Referenzwerten (z.B. aktueller Lohn des Arbeit-
nehmers) abhängt. Als Reaktion auf unfaires Verhal-
ten besteht die Möglichkeit für Konsumenten und Ar-
beitnehmer die Firma zu bestrafen (z.B. Wechsel zur
Konkurrenz, geringere Kauf- bzw. Leistungsbereit-
schaft). Einige Marktanomalien lassen sich in Folge
der  Forschungsergebnisse  von  Kahneman,  Knetsch
und  Thaler  (1986a;  1986b)  dadurch  erklären,  dass
Fairness das Verhalten von Firmen beeinflusst. 
Für die USAliegen bereits einige Ergebnisse zur Ak-
zeptanz von Kündigungen vor. Charness und Levine
(2000)  befragten  im  Rahmen  eines  Quasi-Experi-
ments 950 Arbeitnehmer in Kanada (Vancouver und
Toronto) und 1059 Arbeitnehmer in den USA (Sili-
con Valley, Kalifornien). In Telefoninterviews wur-
den den Befragten, die durch eine Zufallsauswahl aus
den Telefonbüchern bestimmt wurden, zwei oder drei
Fragen zur Akzeptanz von Kündigungen gestellt. Die
Fragen  bzw.  Szenarien  setzten  sich  aus  mehreren
Teilszenarien zusammen und konnten mit vollkom-
men fair, akzeptabel, etwas unfair oder sehr unfair
beantwortet  werden.  Im  Mittelpunkt  der  Untersu-
chung stand die Frage, inwieweit die Art des auslö-
senden Schocks, die Form der Kündigung, die betrof-
fene Berufgruppe, die Art des Humankapitals sowie
der CEO-Bonus die Akzeptanz von Kündigungen be-
einflussen.  Neben  diesen  Faktoren  werden  in  dem
vorliegenden Beitrag einige zusätzliche Aspekte be-
rücksichtigt (z.B. Betriebsrat, Entlassung von Füh-
rungskräften, Reaktion der Weiterbeschäftigten). 
Der theoretische Analyserahmen des Beitrages wird
in Abschnitt 2 dargestellt. Abschnitt 3 beinhaltet eini-
ge Anmerkungen zu der Methodik und den Daten. In
Abschnitt 4 werden Hypothesen zur Akzeptanz von
Kündigungen generiert und in einer schriftlichen Be-
fragung  von  Studierenden  der  Wirtschaftswissen-
schaften getestet. Die Ergebnisse werden mit denen
von Charness und Levine (2000) für die USA ver-
glichen. Den Abschluss bilden Fazit und Ausblick.
2 Theoretische Überlegungen
Bei der Analyse von Kündigungen sind organisatio-
nale Gerechtigkeitsaspekte von Interesse (vgl. Green-
berg 1995; Konow 2003). Dies sind zum einen die 
distributive Gerechtigkeit (Verteilungsgerechtigkeit)
und zum anderen die prozedurale Gerechtigkeit (Ver-
fahrensgerechtigkeit). Die empfundene Gerechtigkeit
hängt auch von der Ursachenzuschreibung und deren
Kontrollierbarkeit  ab,  mit  denen  sich  die  Attribu-
tionstheorie befasst. Außerdem erodiert durch Kündi-
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gungen  das  Vertrauensverhältnis  zwischen  Arbeit-
nehmer  und Arbeitgeber,  weshalb  die  Theorie  der
psychologischen Verträge einbezogen wird. 
Distributive Gerechtigkeit bezieht sich darauf, inwie-
weit die Ergebnisse einer Entscheidung selbst, oder
vielmehr deren Verteilung, als fair oder angemessen
empfunden werden. Eine Abweichung von anerkann-
ten Verteilungsprinzipien verletzt die Legitimations-
erwartungen der Stakeholder und wird somit als un-
gerecht empfunden (vgl. Leventhal 1980). Folgende
Verteilungsprinzipien sind für die Analyse von Kün-
digungen relevant:
– Beitragsprinzip:  Die  Equity  Theory  von  Adams
(1965) stellt die gerechte Verteilung in den Vorder-
grund, die nicht nach ethischen und moralischen
Gesichtspunkten beurteilt wird, sondern primär den
Beiträgen  der  einzelnen  Mitglieder  einer  Gruppe
angemessen sein sollte (vgl. Young 1993). 
– Gleichheitsprinzip: Die Equality Theory stellt die
Chancengleichheit  heraus  (vgl.  Gilliland  1993:
718). Sie folgt dem Prinzip der gleichen Verteilung,
d.h. sie betont die Unabhängigkeit von individuel-
len Beiträgen.
– Verantwortlichkeitsprinzip  (Accountability  Prin-
zip):  Nach Konow (1996: 13) ist es ein Prinzip
„which, roughly speaking, requires that a person’s
fair allocation (e.g., of income) vary in proportion
to  the  relevant  variable  which  he  can  influence
(e.g., work effort), but not according to those which
he  cannot  reasonably  influence  (e.g.,  a  physical
handicap).“ Das Accountability Prinzip ist eng ver-
bunden mit der Attributionstheorie, die sich „mit
den Ursachen, mit denen der ,Mann auf der Straße‘
Ereignisse, Handlungen und Handlungsergebnisse
erklärt“ (Weiner 1994: 1), befasst. Die Ursachen
können  kontrollierbar  oder  unkontrollierbar  sein.
Kontrollierbare Ursachen werden willentlich her-
beigeführt (Absicht) und liegen somit im persön-
lichen  Verantwortlichkeitsbereich  eines  Handeln-
den. Unkontrollierbare Ursachen entbinden dage-
gen den Handelnden von der Verantwortung (vgl.
Weiner 1994).
– Bedürfnisprinzip: Eine Allokation wird als gerecht
empfunden, wenn sie die Bedürfnisse zum Leben
befriedigt. Jedoch verliert diese Empfindung nach
Erfüllung  der  Grundbedürfnisse  stark  an  Bedeu-
tung (vgl. Engelstad 1997; Konow 2001: 149 ff.). 
– Effizienzprinzip: Dieses Prinzip stellt die Maximie-
rung  eines  positiven  Ergebnisses  (z.B.  Entgelt)
bzw. die Minimierung eines negativen Ergebnisses
(z.B. Kündigungen) in den Vordergrund. Es wird
durch die jeweiligen Präferenzen beeinflusst, d.h.
ein Ergebnis sollte der Person zuteil werden, die
den größten Nutzen bzw. die geringsten Kosten aus
der Zuteilung hat (vgl. Elster 1991: 279 ff.; Konow
2001: 145 ff.). 
Prozedurale Gerechtigkeit bezieht sich darauf, inwie-
weit ein Entscheidungsprozess als fair oder angemes-
sen wahrgenommen wird. Besondere Bedeutung hat
die prozedurale Gerechtigkeit bei negativen Ergeb-
nissen (z.B. Kündigungen). So werden negative Er-
gebnisse eher akzeptiert, falls der Prozess, der dazu
führt, als fair empfunden wird (vgl. Stock 2001: 52).
Nach Leventhal (1980) sollten Entscheidungsprozes-
se sechs eher formalen (strukturellen) Regeln gerecht
werden, um als fair zu gelten:
– Consistency Rule: Der Entscheidungsprozess sollte
möglichst in gleicher Weise ablaufen und zumin-
dest kurzfristig stabil sein. 
– Bias-Suppression  Rule:  Eigeninteresse, Voreinge-
nommenheit und die Vorfestlegung auf enge Kon-
zepte durch die Entscheidungsträger sollten ausge-
schaltet sein.  
– Accuracy Rule: Dem Entscheidungsprozess sollten
so  viele  gute  Informationen  und  Meinungen  zu
Grunde liegen wie möglich. 
– Correctability  Rule:  Der  Entscheidungsprozess
muss zu verschiedenen Zeitpunkten Korrekturmög-
lichkeiten vorsehen. Hierfür sind Einspruchsmög-
lichkeiten von Seiten der Betroffenen notwendig,
die einfach zu nutzen sind und Schutz vor Vergel-
tungsmaßnahmen  bieten.
– Representativeness Rule: In allen Phasen des Ent-
scheidungsprozesses sollten die grundlegenden Be-
denken, Werte und Ansichten der Betroffenen be-
rücksichtigt werden. 
– Ethicality  Rule:  Der  Entscheidungsprozess  sollte
mit fundamentalen moralischen und ethischen Wer-
ten vereinbar sein.
Um  der  sozialen  Komponente  von  Gerechtigkeit
noch stärker Rechnung zu tragen, wurde das Konzept
der „interactional justice“ entwickelt, das sich aus der
Interaktion  des  Verhaltens  der  Entscheidungsträger
mit den Verteilungsprinzipien und Verfahrensregeln
ergibt  (vgl.  Bies/Shapiro  1987).  Greenberg  (1990: 
410 ff.; 1993: 80 ff.) unterscheidet in interpersonale
und informatorische Gerechtigkeit, wobei erstere der
distributiven Gerechtigkeit und letztere der prozedu-
ralen  Gerechtigkeit  zugeordnet  werden  kann.  Die
interpersonale Gerechtigkeit drückt aus, dass die Ent-130 ZAF 2/2004
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scheidungsträger auch um das Ergebnis für die Be-
troffenen besorgt sind und diese angemessen behan-
deln (z.B. Respekt). Nach der informatorischen Ge-
rechtigkeit sollte ein freier Informationsfluss beste-
hen, d.h. den Betroffenen sind die Gründe für Ent-
scheidungen und die gewählten Prozeduren zu erklä-
ren.
Es ist anzumerken, dass prozedurale und distributive
Gerechtigkeit meist interagieren (vgl. Brockner et al.
1994; Gilliland 1993: 721). So wird die Beziehung
der  prozeduralen  Gerechtigkeit  zur  empfundenen
Fairness durch die distributive Gerechtigkeit mode-
riert, deren Einfluss zunimmt, falls die empfundene
prozedurale  Gerechtigkeit  gering  ist.  Dementspre-
chend wird auch die Beziehung der distributiven Ge-
rechtigkeit zur empfundenen Fairness durch die pro-
zedurale  Gerechtigkeit  moderiert,  deren  Einfluss
stärker wird, falls die Verteilungsprinzipien verletzt
werden. Des Weiteren können abhängig vom Kontext
die einzelnen Prinzipien und Regeln übereinstimmen
oder  im  Gegensatz  zueinander  stehen  und  unter-
schiedliches Gewicht haben (vgl. Elster 1995; Leven-
thal 1980). Ein Beispiel ist der in der Ökonomie häu-
fig  thematisierte  Tradeoff  zwischen  „Equity“  und
„Efficiency“ (vgl. Blank 2002).
Auf dem Arbeitsmarkt spielen Normen der Fairness
und  Reziprozität  eine  ganz  besondere  Rolle  (vgl.
Akerlof 1982; Fehr et al. 1998). Denn der Einsatz des
Produktionsfaktors  Arbeit  unterliegt  neben  recht-
lichen Restriktionen auch der Bereitschaft zur Koo-
peration seitens der Arbeitnehmer. Aufgrund der an
Grenzen  stoßenden  Kontrollmöglichkeiten,  die  es
nicht ermöglichen jede Handlung zu belohnen oder
zu bestrafen, werden meist implizite bzw. unvollstän-
dige Verträge geschlossen, die auch als psychologi-
sche Verträge interpretiert werden können (vgl. Sa-
dowski 2002: 72 ff.). Psychologische Verträge (vgl.
Rousseau 1995) beschreiben das Vertrauen auf ein
Geflecht  von  gegenseitigen  Verpflichtungen  zwi-
schen Arbeitnehmern und Arbeitgeber, das auf Zusa-
gen ab dem Tage der Einstellung und während der
täglichen  Zusammenarbeit  baut.  Die  Interpretation
dieser Zusagen wird stark durch persönliche Ansich-
ten sowie die Gesellschaft bzw. soziale Prozesse ge-
prägt. Das Vertrauen in die Einhaltung der Verpflich-
tungen  beruht  darauf,  dass  beide  Parteien  von  der
Einhaltung überzeugt sind (Reziprozität). Wird der
Vertrag durch eine Seite verletzt, führt dies zur Ero-
sion des Vertrauens, was die Bereitschaft der Arbeit-
nehmer zu Beiträgen sowie der Arbeitgeber zu In-
vestitionen (z.B. Beförderungen) verringert. 
Die  Veränderungen  der  Arbeitswelt,  die  beispiels-
weise  eine  Verbreitung  atypischer  Beschäftigungs-
formen und häufigere Kündigungen mit sich bringen,
können zu einer Anpassung des psychologischen Ver-
trages führen. Der neue Vertrag zeichnet sich vor al-
lem durch eine weniger starke Bindung zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer aus. Charness und Levi-
ne (2002: 403) schlussfolgern zur Akzeptanz der Ver-
änderungen: „Many people perceive what is common
as fair. Should the new employment contract become
widespread, it will probably become more accepta-
ble. At the same time, the persistence we find of the
norms that KKT (Kahnemann/Knetsch/Thaler 1986a,
Anmerkung des Verfassers) identified may slow the
diffusion of new contracts.“ 
3 Methode und Datenbasis
Der Autor führte im Sommersemester 2003 in einer
Vorlesung des Grundstudiums sowie in einer Vorle-
sung des Hauptstudiums an der Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Hannover eine
schriftliche Studentenbefragung durch. Die Stichpro-
be ist zwar nicht repräsentativ, aber dennoch aussage-
kräftig,  wie  vergleichbare  Studien  zeigen  (vgl.
Brockner et al. 1986; 1987; Rousseau/Anton 1988).
Nach  Konow  (2003:  1192)  bestehen  kaum  Unter-
schiede zwischen befragten Studierenden und ande-
ren Bevölkerungsgruppen. Zudem sind Studierende
der  Wirtschaftswissenschaften  häufig  zukünftige
Entscheidungsträger, und als Akademiker stehen sie
auch  oft  im  Fokus  der  Personalpolitik,  was  dieser
Untersuchungsgruppe zusätzliches Gewicht verleiht
(vgl.  Lepak/Snell  2002;  Mayer/Rottmann/Seitz
2001). 
Es wurden sechs unterschiedliche Versionen von Fra-
gebögen  entworfen,  die  jeweils  drei  Szenarien  zur
Akzeptanz  von  Kündigungen  sowie  eine  Ergän-
zungsfrage zur Reaktion der weiterbeschäftigten Ar-
beitnehmer  enthielten.  Hierdurch  wurde  erreicht,
dass Vergleichsszenarien von verschiedenen Befrag-
ten beantwortet wurden, sodass die forschungsleiten-
den Hypothesen für die Befragten nicht transparent
wurden.  Die  Szenariotechnik  ist  für  ökonomische
und psychologische Forschungsvorhaben – insbeson-
dere für die Gerechtigkeitsforschung – eine adäquate
Methode, die eine Reihe von Vorteilen gegenüber an-
deren Methoden besitzt (vgl. Konow 2003). Die ein-
zelnen  Teilszenarien  sowie  die  Zusammensetzung
der Gesamtszenarien sind in den Tabellen 1 und 2
dargestellt.1 Im ersten Satz eines Szenarios wird der
1 Der  grundlegende  Forschungsansatz  dieser  Studie  sowie  ein
Großteil der Szenarien wurden von Charness und Levine (2000)
übernommen. Daher handelt es sich Teilen um eine Replikation ih-
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Tabelle 1
Zusammensetzung der Szenarien
Ursache (auslösender Schock) für die Kündigungen
A1 (exogen): Das wirtschaftliche Überleben eines Unternehmens ist durch einen allgemeinen Nachfragerück-
gang bedroht.
A2 (innerbetrieblich): Ein Unternehmen hat aufgrund der Investition in eine neue Produktionstechnologie
seine Produktivität steigern können.
A3 (innerbetrieblich): Ein Unternehmen hat aufgrund von Verbesserungsvorschlägen aus der Arbeitnehmer-
schaft seine Produktivität steigern können.
Berufsgruppe der entlassenen Arbeitnehmer
B1 (Ingenieure): Daher entlässt es eine Anzahl hochqualifizierter Ingenieure/innen, die eine durchschnittliche
Betriebszugehörigkeit von zehn Jahren haben …
B2 (Arbeiter): Daher entlässt es eine Anzahl von Produktionsarbeitern/innen, die eine durchschnittliche Be-
triebszugehörigkeit von zehn Jahren haben …
B3 (Manager): Daher entlässt es eine Anzahl von Führungskräften des mittleren Managements, die eine
durchschnittliche Betriebszugehörigkeit von zehn Jahren haben …
Art des Humankapitals der entlassenen Arbeitnehmer
C1 (spezifisch): … und auf die sehr spezifische Produktionstechnologie des Unternehmens spezialisiert sind.
C2 (allgemein): … und an weit verbreiteten Produktionsanlagen eingesetzt wurden (allgemein anwendbare
Managementkenntnisse und -fähigkeiten verfügen), sodass ihre Fähigkeiten in anderen Unternehmen nützlich
sind.
Aktive Beteiligung des Betriebsrates am Kündigungsprozess (optional)
D: Die Firmengeschichte ist geprägt durch eine kooperative Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat, sodass der
Betriebsrat aktiv am Entscheidungsprozess beteiligt wird.
Form der Kündigungen
E1 (hart): Das Unternehmen kündigt den Arbeitnehmern/innen unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist und ohne Abfindungen. Dies sind die ersten Kündigungen in der Firmengeschichte.
E2 (sanft): Das Unternehmen kündigt den Arbeitnehmern/innen unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist. Vor der Kündigung gibt der Arbeitgeber jedem/r Arbeitnehmer/inn vier Wochen bezahlten Urlaub,
um einen anderen Arbeitsplatz zu suchen. Arbeitnehmern, die keine neue Position finden, erhalten eine Abfin-
dungszahlung basierend auf Alter und Dienstjahren. Das Unternehmen bietet außerdem eine Outplacement-
Beratung an (z.B. Hilfe bei Bewerbungsschreiben). Die Arbeitnehmer wussten, dass die Kündigungen unter
den gegebenen Umständen wahrscheinlich waren.
E3 (Versetzung): Obwohl das Unternehmen einen Überhang an Arbeitnehmern/innen hat, beschließt die
Unternehmensleitung, einige Arbeitnehmer/innen auf der Gehaltsliste zu belassen, bis innerhalb des Unterneh-
mens ein neuer Arbeitsplatz für sie gefunden wird. Der neue Arbeitsplatz kann mit anderen Aufgaben und An-
forderungen verbunden sein oder sich an einem anderen Standort befinden.
E4 (Lohnkürzung): Das Unternehmen entlässt nur wenige Arbeitnehmer/innen, da im Rahmen eines betrieb-
lichen Bündnisses für Arbeit ein Lohnverzicht ausgehandelt wurde.
Bonus für den Vorstandvorsitzenden (optional)
F1 (Annahme): Der Vorstandsvorsitzende des Unternehmens erhält einen Bonus für erfolgreiche Kostensen-
kung.
F2 (Ablehnung): Der Vorstandsvorsitzende des Unternehmens lehnt seinen Bonus für dieses Jahr wegen der
unerwarteten Notwendigkeit von Kündigungen ab.
Reaktion der weiterbeschäftigten Arbeitnehmer
R: Die weiterbeschäftigten Mitarbeiter verringern nach den Kündigungen ihrer Kollegen die Arbeitsleistung
(z.B. nur noch Dienst nach Vorschrift oder höherer Krankenstand).132 ZAF 2/2004
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Tabelle 2
Deskriptive Statistik
Variable: Häufigkeiten der Antworten Beur-
teilung
Teilszenarien Fallzahl (3) (2) (1) (0) Mittelwert Standard- mit fair
abweichung in %
A: A1, B1, C2, E1 55 8 25 20 2 1,71 0,76 60,00
C: A1, B1, C1, E1, F2 57 1 34 21 1 1,61 0,56 61,40
D: A2, B1, C1, E1 57 0 12 32 13 0,98 0,67 21,05
E: A2, B1, C1, E2 59 18 32 7 2 2,12 0,74 84,75
F: A1, B1, C1, E1 58 2 11 25 21 0,86 0,78 20,69
FR: R 58 3 12 33 10 1,14 0,76 25,86
H: A1, B1, C1, E1, F1 55 2 4 27 22 0,75 0,75 10,91
HR: R 55 3 16 32 4 1,33 0,70 34,55
I: A3, B1, C1, E2 55 23 30 2 0 2,38 0,56 96,36
K: A1, B2, C1, E1 56 4 17 27 8 1,30 0,81 37,50
KR: R 56 1 18 24 13 1,13 0,79 33,93
L: A3, B1, C1, E1 52 3 7 30 12 1,02 0,78 19,23
M: A1, B1, C1, E2 52 37 12 2 1 2,63 0,66 94,23
MR: R 52 1 4 32 15 0,83 0,65 9,62
N: A2, B1, C1, E1, F2 57 1 18 30 8 1,21 0,70 33,33
P: A1, B1, C1, E3 57 7 35 13 2 1,82 0,68 73,68
Q: A2, B1, C1, E1, F1 58 1 9 29 19 0,86 0,74 17,24
R: A1, B2, C2, E1 52 5 32 13 2 1,77 0,67 71,15
T: A1, B3, C2, E1 59 2 28 24 5 1,46 0,70 50,85
U: A1, B2, C1, D, E1 57 11 33 13 0 1,96 0,65 77,19
UR: R 56 1 10 28 17 0,91 0,75 19,64
W: A1, B1, C1, E4 57 11 33 10 3 1,91 0,76 77,19
WR: R 58 3 9 34 12 1,05 0,76 20,67
Alter (Jahre) 338 23,72 2,79
Männer (Dummy) 338 0,63 0,48
Ausländische Herkunft 
(Dummy) 338 0,14 0,35
Hauptstudium      
(Dummy) 338 0,49 0,50
Berufserfahrung 
(Dummy) 338 0,70 0,46
Kündigungserfahrung
(Dummy) 338 0,57 0,50
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Die
Beurteilung in % ist der prozentuale Anteil der Befragten, die das Szenario als fair beurteilt haben. Die Variablen wurden hierfür zu
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auslösende Schock für die Kündigungen benannt. In
einem zweiten Satz folgen die Berufsgruppe und die
Art  des  Humankapitals  der  entlassenen Arbeitneh-
mer.  Optional  kann  auch  die  Beteiligung  des  Be-
triebsrates oder die Ablehnung bzw. Annahme eines
Bonus  durch  die  Unternehmensleitung  eingefügt
werden. Es folgt die Form der Kündigung, d.h. die
Härte der Kündigung. Einige Szenarien werden zu-
sätzlich um die Reaktionen der Weiterbeschäftigten
erweitert. Zur Veranschaulichung wird hier exempla-
risch ein Szenario (F und FR) vorgestellt:
Szenario  F: Das  wirtschaftliche  Überleben  eines
Unternehmens ist durch einen allgemeinen Nachfra-
gerückgang bedroht. Daher entlässt es eine Anzahl
hochqualifizierter  Ingenieur/innen,  die  eine  durch-
schnittliche  Betriebszugehörigkeit  von  zehn  Jahren
haben und auf die sehr spezifische Produktionstech-
nologie  des  Unternehmens  spezialisiert  sind.  Das
Unternehmen kündigt den Ingenieur/innen unter Ein-
haltung der gesetzlichen Kündigungsfrist und ohne
Abfindungen. Dies sind die ersten Kündigungen in
der Firmengeschichte.
Wie  beurteilen  Sie  die  Kündigungen  durch  das
Unternehmen?
  vollkommen fair   eher fair
  eher unfair    sehr unfair 
Szenario  FR: Die  weiterbeschäftigten  Mitarbeiter
verringern nach den Kündigungen ihrer Kollegen die
Arbeitsleistung (z.B. nur noch Dienst nach Vorschrift
oder höherer Krankenstand).
Wie bewerten Sie das Verhalten der weiterbeschäftig-
ten Arbeitnehmer nach den Kündigungen?
  vollkommen fair   eher fair
  eher unfair    sehr unfair
Die Szenarien konnten, in Anlehnung an Charness
und Levine (2000), auf einer vierstufigen Skala als
„vollkommen fair“ (3), „eher fair“ (2), „eher unfair“
(1) und „sehr unfair“ (0) beurteilt werden. Zusätzlich
wurden aus den Beurteilungen der einzelnen Szena-
rien auf der vierstufigen Skala Dummy-Variablen für
die durchgeführten Probit-Schätzungen generiert. Für
die Beurteilung eines Szenarios mit (eher bzw. sehr)
unfair nehmen sie den Wert 0 an, und für eine Beur-
teilung mit (eher bzw. vollkommen) fair den Wert 1.
Weiterhin  wurden  folgende  Variablen  erfragt:  Ge-
schlecht, Alter, Herkunft, Berufs- und Kündigungser-
fahrung. Der Datensatz umfasst insgesamt 338 Stu-
dierende. Die Fallzahlen, Häufigkeiten, Mittelwerte,
Standardabweichungen und Beurteilungen der Sze-
narien sind in Tabelle 2 zusammengefasst. 
Der  Einfluss  der  einzelnen  Determinanten  auf  die
empfundene Fairness wird durch einen Vergleich der
Mittelwerte der entsprechenden Szenarien analysiert.
Die  Signifikanz  der  Differenz  zweier  Mittelwerte
wird mit einem einseitigen t-Test überprüft. Um dabei
korrekte  Ergebnisse  zu  erhalten,  wurde  zuvor  die
Gleichheit  der  Standardabweichungen  getestet.  Der
Datensatz ermöglicht sowohl die Analyse einzelner
als  auch  gepoolter  Szenarien  („matched  pairs“).
Weiterhin wird die Akzeptanz einer verringerten Ar-
beitsleistung der Weiterbeschäftigten nach den Kündi-
gungen untersucht. Hierzu werden ergänzend Probit-
Schätzungen durchgeführt, die auch zur Überprüfung
des Einflusses individueller Faktoren genutzt werden.
4 Forschungsleitende Hypothese
und Ergebnisse der empirischen
Analyse
4.1 Ursachen der Kündigungen
Betriebsbedingte Kündigungen können durch inner-
betriebliche oder außerbetriebliche Ursachen begrün-
det werden. Als außerbetriebliche Ursache wird im
Folgenden  exemplarisch  eine  gesunkene  Produkt-
nachfrage  herangezogen.  Der  daraus  resultierende
Umsatz- und Gewinnrückgang kann das wirtschaftli-
che Überleben eines Unternehmens bedrohen, sodass
es sich dazu gezwungen sieht, Arbeitnehmer zu ent-
lassen. Innerbetriebliche Gründe sind eng mit einer
gestiegenen  Produktivität  verknüpft.  Eine  höhere
Produktivität kann durch die Einführung einer neuen
Produktionstechnologie  (z.B.  moderne  Maschinen)
oder durch Arbeitnehmervorschläge (z.B. Qualitäts-
zirkel) erzielt werden. Die Einführung einer neuen
Produktionstechnologie  durch  das  Unternehmen
kann als Managemententscheidung kategorisiert wer-
den, Arbeitnehmervorschläge basieren dagegen auf
innovativen Ideen aus der Belegschaft. 
Brockner et al. (1990) betonen, dass Individuen ge-
mäß der informatorischen Gerechtigkeit ein negati-
ves Ergebnis eher akzeptieren, falls ihnen eindeutige
und adäquate Erklärungen hierfür geliefert werden.
Rousseau und Anton (1988) zeigen, dass die Angabe
eines Kündigungsgrundes signifikant die empfunde-
ne Fairness von Kündigungen beeinflusst. Der Attri-
butionstheorie  zufolge  werden  Ursachen  nach  der
Kontrollierbarkeit  und  der  damit  einhergehenden
Verantwortung beurteilt. Demnach sind interne Ursa-
chen  kontrollierbarer  als  externe  Ursachen,  sodass
der  Unternehmensleitung  größere  „Schuld“  zuge-
schrieben wird, wodurch die Akzeptanz von Kündi-
gungen  abnimmt.  Nach  Kahneman,  Knetsch  und
Thaler (1986a) werden weiterhin Reaktionen des Ar-
beitgebers auf einen externen Schock, der seinen Ge-
winn unter einen positiven Referenzwert fallen lässt134 ZAF 2/2004
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und nicht von ihm verschuldet wurde, in der Regel
akzeptiert. Ergreift ein Arbeitgeber hingegen selbst
die  Initiative  und  fügt  mit  seinen  Entscheidungen
Personen bewusst Schaden zu (z.B. Verlagerung der
Produktion ins Ausland, um bereits hohe Gewinne
noch zu steigern), so wird dies weitgehend als unfair
empfunden. Kündigungen wegen Nachfragerückgän-
gen  sollten  also  eher  akzeptiert  werden.  Dagegen
sollten Kündigungen wegen der genannten Manage-
mententscheidungen unfairer empfunden werden, da
sie  die  Produktivität  und  Zahlungsfähigkeit  des
Unternehmens verbessern und dabei die Arbeitneh-
mer schlechter stellen. Kündigungen aufgrund von
Arbeitnehmervorschlägen  verletzen  zudem  Prinzi-
pien der Reziprozität, da die Arbeitnehmer – in der
Theorie psychologischer Verträge – von der implizi-
ten Annahme ausgehen, dass Arbeitnehmervorschlä-
ge mit Beschäftigungssicherheit verbunden sind. 
Hypothese  1(a):  Die  Akzeptanz  von  Kündigungen
aufgrund außerbetrieblicher Ursachen ist höher als
aufgrund innerbetrieblicher Ursachen. 
Hypothese 1(b): Kündigungen wegen der Einführung
einer neuen Produktionstechnologie werden eher ak-
zeptiert als aufgrund gestiegener Produktivität durch
Arbeitnehmervorschläge.
Die Ergebnisse aus Tabelle 3 bestätigen nur für sanf-
te Kündigungen die Hypothese 1(a), dass die Akzep-
tanz  von  Kündigungen  aufgrund  eines  Nachfrage-
rückgangs (Mittelwert des Szenarios: M=2,63) höher
ist als aufgrund der Einführung einer neuen Techno-
logie  (E=2,12)  oder  Arbeitnehmervorschlägen
(I=2,38)  (Differenz  der  Mittelwerte:  E-M=-0,52; 
M-I=0,25). Für die Szenarien mit harten Kündigun-
gen sowie die gepoolten Szenarien gehen die Ergeb-
nisse teilweise nicht in die erwartete Richtung, wobei
die Differenzen allerdings nicht signifikant sind. Die
Ergebnisse  unterstützen  die  Bedeutung  von  Rent-
Sharing-Theorien, da Kündigungen als unfairer emp-
funden  werden,  wenn  die  Produktivität  und  Zah-
lungsbereitschaft des Unternehmens steigt.
Ein  unerwartetes  Ergebnis  ist,  dass  Kündigungen
aufgrund  gestiegener  Produktivität  durch  Arbeit-
nehmervorschläge nicht – wie gemäß den Prinzipien
der Reziprozität zu erwarten war – negativ beurteilt
werden. So sind sie bei harten Kündigungen sogar
die Ursache, die am ehesten akzeptiert wird (Mittel-
wert: L=1,02). Bei sanften Kündigungen rangieren
Arbeitnehmervorschläge zwischen den beiden ande-
ren Ursachen, wobei sie signifikant fairer empfunden
werden als Kündigungen wegen der Einführung einer
neuen Technologie (E-I=-0,26). Hypothese 1(b) muss
daher abgelehnt werden. 
4.2 Härte der Kündigungen und 
Vermeidungsstrategien
In Anlehnung an Charness und Levine (2000) werden
drei  Formen  von  Kündigungen  unterschieden:  (1)




Form der Kündigungen hart sanft
Ursachen (Mittelwerte)
Nachfrage F 0,86 M 2,63 FM 1,70
Technologie D 0,98 E 2,12 DE 1,56
Arbeitnehmervorschläge L 1,02 I 2,38 LI 1,72
Differenzen zwischen Ursachen
Technologie – Nachfrage D-F 0,12 E-M – 0,52** DE-FM – 0,14
Nachfrage – ANvorschläge F-L – 0,16 M-I 0,25* FM-LI – 0,02
Technologie – ANvorschläge D-L – 0,04 E-I – 0,26* DE-LI – 0,16
Alle Schocks – ANvorschläge  DEFM-LI – 0,05
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Diffe-
renzen der Mittelwerte sind bei einseitigem t-Test signifikant auf  * 5%-Niveau bzw. ** 1%-Niveau. ANvorschläge=Arbeitnehmervor-
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Vermeidungsstrategien.  Bei  sanften  Kündigungen
zahlt das Unternehmen Abfindungen und betreut die
Betroffenen (vgl. Leana/Feldman 1992: 115 ff.). Ab-
findungen federn zum einen die finanziellen Kosten
der Arbeitslosigkeit ab und werden zum anderen von
vielen Arbeitnehmern als Anerkennung für geleistete
Dienstjahre  verstanden.  Im  Rahmen  des  Outplace-
ment wird versucht, die materiellen, psychischen und
sozialen Kosten einer Kündigung zu senken. Dage-
gen entlässt das Unternehmen bei harten Kündigun-
gen die Arbeitnehmer ohne Abfindungen oder andere
Maßnahmen,  welche  die  negativen  Folgen  einer
Kündigung abmildern würden, d.h. es werden nur die
gesetzlichen Mindeststandards eingehalten. 
Die  sanfte  Durchführung  von  Kündigungen  sollte 
fairer empfunden werden als die harte Variante (vgl.
Leana/Feldman 1992: 135ff.). Dies lässt sich mit der
Angemessenheit  eines  Prozesses  begründen.  Aus
Sicht der Equity Theory wird durch Abfindungen und
Outplacement das Ergebnis der Gekündigten verbes-
sert. Das verbesserte Ergebnis begünstigt außerdem
die Einhaltung des Bedürfnis- und Effizienzprinzips.
Diese Überlegungen werden auch von Brockner et al.
(1987) gestützt, die herausfanden, dass die weiterbe-
schäftigten Arbeitnehmer die Kündigungen von Ar-
beitskollegen  fairer  empfinden,  wenn  diese  dafür
kompensiert  werden.  Nach  Rousseau  und  Anton
(1988)  steigt  bei Abfindungszahlungen  die Akzep-
tanz von Kündigungen signifikant an.
Hypothese 2(a): Die Akzeptanz von sanft durchge-
führten Kündigungen ist höher als bei hart durchge-
führten Kündigungen.
Kündigungen sind nicht nur mit Kosten für die be-
troffenen Individuen (z.B. Einkommensverlust, psy-
chische Belastungen) und den Staat bzw. die Gesell-
schaft (z.B. Verlust von Humankapital, Arbeitslosig-
keit), sondern auch mit Kosten für das Unternehmen
selbst verbunden (z.B. Abfindungen, geringere Moti-
vation der Weiterbeschäftigten, Wiedereinstellungs-
kosten). Daher ist es für Unternehmen attraktiv, erst
nach Alternativen für Kündigungen zu suchen (vgl.
Krogh/Kameny 2002). Dies sieht auch der Gesetzge-
ber so, der Beendigungskündigungen als „ultima ra-
tio“ betrachtet und Änderungskündigungen als Alter-
native bereithält. Arbeitgeber und Arbeitnehmer soll-
ten daher zunächst eine Vermeidungsstrategie verfol-
gen. Zum einen ist eine Versetzung an einen anderen
Arbeitsplatz oder Standort denkbar. Zum anderen be-
steht die Möglichkeit, im Rahmen eines betrieblichen
Bündnisses für Arbeit die Kündigungen zu vermei-
den (vgl. Seifert 2000). Ein betriebliches Bündnis für
Arbeit ist ein Kollektivvertrag zwischen der Unter-
nehmensleitung und der betrieblichen Interessenver-
tretung. In dieser Vereinbarung werden gemäß des
Modells effizienter Verhandlungslösungen nicht nur
Lohn und Arbeitszeit, sondern auch das Beschäfti-
gungsniveau  festgelegt  (vgl.  Schnabel  2002),  d.h.
Kündigungen können durch Lohnverzicht vermieden
werden. 
Auch wenn Versetzungen und betriebliche Bündnisse
für Arbeit den Betroffenen eine gewisse Bereitschaft
zu  Zugeständnissen  (z.B.  Mobilität,  Lohnverzicht)
abverlangen, sollten sie gegenüber Kündigungen prä-
feriert werden, da sie Beschäftigungssicherheit ga-
rantieren.  Kahneman,  Knetsch  und  Thaler  (1986a:
733) zeigen, dass ein Großteil der Befragten die Aus-
handlung  eines  Lohnverzichts  als  fair  empfindet
(67%), falls sich das Unternehmen in schlechter wirt-
schaftlicher Lage befindet. 
Hypothese  2(b):  Vermeidungsstrategien  werden
gegenüber Kündigungen eher akzeptiert.
Die Ergebnisse aus Tabelle 4 bestätigen für alle Kün-
digungsursachen eindeutig Hypothese 2(a), der zu-
folge die Akzeptanz von sanften Kündigungen signi-
fikant höher ist als von harten Kündigungen (EMI-
DFL=1,42). Die Beurteilung von harten Kündigun-
gen  ist  bei  allen  drei  Ursachen  „eher  unfair“
(DFL=0,95), während sie bei sanften Kündigungen
„eher  fair“  bis  „vollkommen  fair“  ausfällt
(EMI=2,37).  Die  Differenzen  zwischen  den  ein-
zelnen Formen sind zwar für alle Ursachen signifi-
kant auf dem 1%-Niveau, dennoch existieren Unter-
schiede in der Einflussstärke. So ist der Unterschied
zwischen Kündigungen in sanfter und harter Form
bei der außerbetrieblichen Ursache (M-F=1,77) deut-
lich  höher  als  bei  innerbetrieblichen  Ursachen 
(E-D=1,14; I-L=1,36). Sanfte Kündigungen erhöhen
bei Arbeitnehmervorschlägen (I-L=1,36) die Akzep-
tanz stärker als bei der Einführung einer neuen Tech-
nologie  (E-D=1,14).  Prinzipien  der  Reziprozität
scheinen daher doch von Bedeutung zu sein.
Hypothese  2(b),  nach  der  Vermeidungsstrategien
Kündigungen  vorgezogen  werden,  kann  nicht  ein-
deutig bestätigt werden. Zwar ist die Akzeptanz von
Versetzungen  (P=1,82)  und  Lohnkürzungen
(W=1,91) signifikant höher als von harten Kündigun-
gen  (P-F=0,96;  W-F=1,05),  aber  andererseits  auch
signifikant  niedriger  als  von  sanften  Kündigungen
(P-M=-0,81; W-M=-0,72). Die Befragten präferieren
also eine großzügige Kompensation der Gekündigten
gegenüber einer mit Einschnitten verbundenen Ver-
meidungsstrategie.  Zwischen  den  beiden  Vermei-
dungsstrategien  besteht  kein  signifikanter  Unter-
schied (W-P=0,09).
Franz und Pfeiffer (2003) zeigen in einer Erhebung,
dass betriebliche Bündnisse für Arbeit auch in der be-136 ZAF 2/2004
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trieblichen Praxis keine sehr große Rolle spielen. Denn
nach Einschätzung der befragten Unternehmen ist die
Bereitschaft der Arbeitnehmer zur Sicherung des eige-
nen Arbeitsplatzes auf einen Teil ihres Lohnes zu ver-
zichten  zwar  vorhanden,  aber  gerade  bei  Gering-
qualifizierten nicht besonders ausgeprägt (36,6%).
4.3 Beteiligung des Betriebsrates
Bei Kündigungen muss – soweit vorhanden – der Be-
triebsrat  gemäß  den  rechtlichen  Bestimmungen  des
BetrVG einbezogen werden. Viele Unternehmenshis-
torien  zeichnen  sich  durch  eine  erfolgreiche  Zu-
sammenarbeit  mit  dem  Betriebsrat  aus,  sodass  bei
Kündigungen eine über die gesetzlichen Bestimmun-
gen hinausgehende Zusammenarbeit erfolgt. Die um-
fassende Involvierung des Betriebsrates ist ein Signal,
dass  die  Unternehmensleitung  alle  Mittel  ausge-
schöpft hat, um Kündigungen zu vermeiden und sie so
sanft wie möglich zu gestalten. Durch dieses Verhal-
ten drückt die Unternehmensleitung – der interperso-
nalen Gerechtigkeit entsprechend – auch ihre Besorg-
nis um das Wohlergehen der Arbeitnehmer aus. 
Aus Sicht der prozeduralen Gerechtigkeit erhöht die
Beteiligung  des  Betriebsrates  die  Akzeptanz  aus
mehreren Gründen. So werden gemäß der Accuracy
Rule relevante Informationen und Meinungen sowie
die  Interessen  der  Arbeitnehmer  berücksichtigt.
Durch  den  Betriebsrat  werden  Transaktionskosten
bei der Beschaffung dieser Daten gespart und Infor-
mationsasymmetrien abgebaut (vgl. Freeman/Lazear
1995). Der Betriebsrat garantiert der Correctability
Rule  entsprechend  auch  eine  unkomplizierte  und
sichere Einspruchsmöglichkeit für die Betroffenen,
d.h. sie werden vor möglichen Vergeltungsmaßnah-
men des Arbeitgebers geschützt („collective voice“)
(vgl. Schnabel 1989: 187 ff.). Durch eine gewisse
Kontrollfunktion des Betriebsrates kann das Eigen-
interesse der Arbeitgeber begrenzt werden. In Ver-
bindung mit der Möglichkeit neue Konzepte anzu-
stoßen, wird so die Bias-Suppression Rule befrie-
digt. Des Weiteren wird durch die Involvierung des
Betriebsrates der Representativeness Rule Rechnung
getragen. Trotz möglicher Einwände hinsichtlich der
Repräsentativität  betroffener  Gruppen,  ist  der  Be-
triebsrat ein demokratisch gewähltes Gremium, das
die  Interessen  der  Gesamtbelegschaft  vertritt.  Der
Betriebsrat  ist  ferner  für  die  Aushandlung  von
Sozialplänen bzw. Abfindungen verantwortlich, so-
dass eine Zufallsauswahl der Betroffenen vermieden





Ursache Nachfrage Technologie ANvorschläge
Formen (Mittelwerte)
Sanft M 2,63 E 2,12 I 2,38 EMI 2,37
Hart F 0,86 D 0,98 L 1,02 DFL 0,95
Vermeidung (Versetzungen) P 1,82
Vermeidung (Lohnkürzungen) W 1,91
Differenzen zwischen Formen
sanft – hart M-F 1,77** E-D 1,14** I-L 1,36** EMI-DFL 1,42**
Versetzung – sanft   P-M – 0,81**
Versetzung – hart  P-F 0,96**
Lohnkürzungen – sanft   W-M – 0,72**
Lohnkürzungen – hart  W-F 1,05**
Lohnkürzungen – Versetzung  W-P 0,09
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Diffe-
renzen der Mittelwerte sind bei einseitigem t-Test signifikant auf  * 5%-Niveau bzw. ** 1%-Niveau. ANvorschläge=Arbeitnehmervor-
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Die Beurteilung von Kündigungen ist weiterhin stark
von der Kommunikation des Managements mit den
gekündigten und weiterbeschäftigten Arbeitnehmern
abhängig (vgl. Brockner/Greenberg 1990: 66 f.), die
durch Beteiligung des Betriebsrates intensiviert wer-
den kann und somit die informatorische Gerechtig-
keit fördert. Aus Sicht der Attributionstheorie wird
der Prozess durch eine aktive Beteiligung des Be-
triebsrates für die Arbeitnehmer auch kontrollierba-
rer, sodass ihnen eine höhere Mitverantwortung zu-
geschrieben wird, woraus geringeres „Mitleid“ resul-
tiert. 
Hypothese 3: Die Akzeptanz von Kündigungen ist hö-
her, falls der Betriebsrat aktiv am Entscheidungspro-
zess beteiligt wird.
Hypothese 3 kann eindeutig bestätigt werden. 77,2%
der Befragten beurteilen die Kündigungen unter akti-
ver  Beteiligung  des  Betriebsrates  mit  „fair“
(U=1,96),  ohne  Betriebsrat  tun  dies  nur  37,5%
(K=1,30). Die Differenz der Mittelwerte (U-K) be-
trägt 0,66 und ist auf dem 1%-Niveau signifikant. Da
die Szenarien U und K sich nur auf harte Kündigun-
gen von Arbeitern mit spezifischen Qualifikationen
aufgrund eines Nachfragerückgangs beziehen, sollten
künftige Untersuchungen den Einfluss des Betriebs-
rates bei weniger negativen Ergebnissen analysieren,
um  den  Moderationseffekt  zwischen  prozeduraler
und distributiver Gerechtigkeit zu testen. Anzumer-
ken ist, dass nur in ungefähr 8% aller westdeutschen
Betriebe ein Betriebs- bzw. Personalrat existiert (vgl.
IAB-Betriebspanel 2004). Allerdings ist in den meis-
ten Großbetrieben eine institutionelle Arbeitnehmer-
vertretung vorhanden. Falls keine Arbeitnehmerver-
tretung beteiligt werden kann, könnten die Arbeitneh-
mer direkt in den Kündigungsprozess eingebunden
werden,  wodurch  die  Kontrollierbarkeit  durch  den
Einzelnen steigt.
4.4 Bonus für das Topmanagement
Betroffene Personen empfinden ein für sie negatives
Ergebnis fairer, falls der Entscheidungsträger keinen
Vorteil daraus zieht. Profitiert ein Entscheidungsträ-
ger von den Kündigungen, wird die Bias-Suppression
Rule gebrochen, da die Unvoreingenommenheit bei
der  Entscheidungsfindung  angezweifelt  werden
muss. Muss der Entscheidungsträger dagegen eben-
falls Einbußen hinnehmen, so ist dies ein Signal für
„Sharing the pain“. Entscheidungsträger in Unterneh-
men  sind  insbesondere  Führungskräfte  des  oberen
Managements. Häufig werden strategische Entschei-
dungen jedoch direkt mit der Person des Geschäfts-
führers oder des Vorstandsvorsitzenden (CEO) ver-
bunden  (vgl.  Krogh/Kameny  2002:  668),  die  auch
Bezugspunkt  in  der  öffentlichen  Wahrnehmung  ist
(vgl. z.B. Manager-Magazin 2003). 
Charness und Levine (2000) bestätigen, dass die Ak-
zeptanz von Kündigungen größer ist, wenn der CEO
seinen  jährlichen  Bonus  ablehnt,  und  geringer  ist,
falls er den Bonus annimmt. Inwieweit der Bonus des
Vorstandsvorsitzenden  Einfluss  auf  die  Akzeptanz
von  Kündigungen  hat,  hängt  dem  Accountability
Prinzip zufolge von der Ursache der Kündigungen
ab. So ist zu erwarten, dass der Einfluss der Ableh-
nung einer Bonuszahlung bei außerbetrieblichen Ur-
sachen, die nicht im Einflussbereich des CEO liegen,
positiver ist als bei innerbetrieblichen Ursachen, die
vom CEO zu verantworten sind. Da dem CEO im
ersten Fall weniger Verantwortung an den Kündigun-
gen  zugeschrieben  wird,  sollte  die Ablehnung  des
Bonus  als  stärkerer  Verzicht  beurteilt  werden.  Die
Annahme des Bonus sollte dagegen stärkeren negati-
ven Einfluss auf die Akzeptanz haben, falls die Kün-
digungsursache  innerbetrieblich  ist,  da  dem  CEO
größere Verantwortung zugeschrieben wird. 
Hypothese 4(a): Die Akzeptanz von Kündigungen ist
geringer, falls der Vorstandvorsitzende einen Bonus
erhält, und höher, wenn er seinen Bonus ablehnt. 
Hypothese 4(b): Der Einfluss auf die Akzeptanz ist
bei Annahme des Bonus im Falle von innerbetrieb-
lichen Ursachen negativer als bei außerbetrieblichen
Ursachen.
Hypothese 4(c): Der Einfluss auf die Akzeptanz ist
bei Ablehnung des Bonus im Falle von außerbetrieb-
lichen Ursachen positiver als bei innerbetrieblichen
Ursachen.
Die Ergebnisse aus Tabelle 5 unterstützen Hypothese
4(a). Die Akzeptanz von Kündigungen ist bei der An-
nahme des Bonus durch den CEO (H=0,75; Q=0,86)
etwas geringer (HQ-FD=-0,12). Bei der Ablehnung
des Bonus (C=1,61; N=1,21) erhöht sich die Akzep-
tanz  dagegen  signifikant  (CN-FD=0,49).  Dass  die
Ablehnung größeren Einfluss hat als die Annahme
kann damit begründet werden, dass Bonuszahlungen
– gerade von den Studierenden der Wirtschaftswis-
senschaften – als normaler Bestandteil der Gehalts-
zahlung angesehen werden könnten. Die Annahme ist
somit kein unangebrachtes Verhalten, während eine
Ablehnung als starker Verzicht interpretiert wird. Die
Ergebnisse lassen vermuten, dass weniger die Aus-
schaltung des Eigennutzes der Entscheidungsträger
als das „Sharing the pain“-Argument Einfluss zu ha-
ben scheint.
Ein Einfluss der Kündigungsursache auf die Akzep-
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des Bonus ausgemacht werden. Somit muss Hypo-
these  4(b)  abgelehnt  werden.  Hypothese  4(c),  der
zufolge der Einfluss der Ablehnung bei Kündigun-
gen  aufgrund  einer  sinkenden  Produktnachfrage 
(C-F=0,75) stärker ist als bei der Einführung einer
neuen Technologie (N-D=0,23), kann dagegen bestä-
tigt werden. Die Beurteilung der Szenarien erfolgt
somit nach dem Accountability Prinzip.
4.5 Betroffene Berufsgruppe
Produktionsarbeiter haben geringere Qualifikationen,
ein geringeres Einkommen und sind auf niedrigeren
Hierarchieebenen  angesiedelt  als  hochqualifizierte
Ingenieure  und  Führungskräfte  des  mittleren  Ma-
nagements. Daher könnten Produktionsarbeiter mög-
licherweise als schutzbedürftiger angesehen werden.
Nach Haas (2000) nimmt die regionale Mobilitätsbe-
reitschaft mit höheren Qualifikationen zu, während
gering Qualifizierte fast unabhängig von regionalen
Gegebenheiten  geringe  Wiederbeschäftigungschan-
cen  haben.  Bessere  Wiederbeschäftigungschancen
verringern die Belastung bzw. erhöhen das Ergebnis,
sodass Kündigungen aus Sicht der Equity Theory we-
niger unfair sind. Die Entlassung von Fach- und Füh-
rungskräften könnte daher eher akzeptiert werden als
die Entlassung von Produktionsarbeitern.
Aus Sicht psychologischer Verträge besteht jedoch
zwischen Ingenieuren bzw. Führungskräften und dem
Unternehmen als Arbeitgeber eine starke Vertrauens-
beziehung.  Dagegen  ist  das Vertragsverhältnis  von
Produktionsarbeitern  eher  transaktional  einzuschät-
zen, da Aufgaben meist explizit formuliert werden
können (vgl. Rousseau 1995: 90 ff.). Die Verletzung
des psychologischen Vertrages sollte daher bei Inge-
nieuren  und  Führungskräften  als  schwerwiegender
empfunden werden (vgl. Charness/Levine 2000). 
Hypothese 5(a): Kündigungen von Produktionsarbei-
tern werden aufgrund des schwächeren psychologi-
schen Vertrages eher akzeptiert als die Kündigungen
von  hochqualifizierten  Ingenieuren  und  Führungs-
kräften des mittleren Managements. 
Ein Unterschied hinsichtlich der Akzeptanz zwischen
Fach-  und  Führungskräften  könnte  bestehen,  falls
dem Management gemäß der Attributionstheorie eine
Mitverantwortung an den Kündigungen zugeschrie-
ben wird. Jedoch wird die Wahrnehmung auch von
der Ähnlichkeit des Befragten mit der Person in ei-
nem Szenario beeinflusst (vgl. Heider 1977). So ten-
dieren ähnliche Menschen dazu, sich zu verbinden
und einander zu mögen. Ein Beobachter, der dem Ge-
kündigten ähnlich ist, wird daher die Kündigung un-
fairer empfinden. Die Ähnlichkeit des Beobachters
mit den Akteuren eines Szenarios führt zur Identifi-
kation mit dem Betroffenen. Demnach würden sich
Studierende der Wirtschaftswissenschaften – entspre-
chend Hypothese 5(a) – stärker mit Akademikern als
mit Arbeitern  identifizieren. Außerdem  würden  sie
sich stärker mit Führungskräften als mit Ingenieuren
identifizieren, sodass die Kündigungen letzterer eher
akzeptiert würden.
Hypothese 5(b): Kündigungen von hochqualifizierten
Ingenieuren werden eher akzeptiert als die Kündi-
gungen von Führungskräften des mittleren Manage-






Bonus angenommen H 0,75 Q 0,86 HQ 0,81
Bonus abgelehnt C 1,61 N 1,21 CN 1,41
Bonus nicht erwähnt F 0,86 D 0,98 FD 0,92
Differenzen zwischen Szenarien
Bonus angenommen – nicht erwähnt H-F – 0,12 Q-D – 0,12 HQ-FD – 0,12
Bonus abgelehnt – nicht erwähnt C-F 0,75** N-D 0,23* CN-FD 0,49**
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Diffe-
renzen der Mittelwerte sind bei einseitigem t-Test signifikant auf  * 5%-Niveau bzw. ** 1%-Niveau.ZAF 2/2004 139
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schaftswissenschaften  stärker  mit  letzteren  identifi-
zieren.
Die Ergebnisse aus Tabelle 6 bestätigen Hypothese
5(a), nach der Kündigungen von Arbeitern (K=1,30;
R=1,77) eher akzeptiert werden als Kündigungen von
Ingenieuren  (F=0,86; A=1,71)  (FA-RK=-0,25)  und
Managern (T=1,46) (R-T=0,31). Jedoch ist die Diffe-
renz bei allgemeinem Humankapital der Arbeiter und
Ingenieure  nicht  signifikant  (A-R=-0,06).  Umso
wichtiger ist das Ergebnis einzuschätzen, dass Kün-
digungen von Managern mit allgemeinen Qualifika-
tionen deutlich weniger akzeptiert werden als Kündi-
gungen von Arbeitern mit allgemeinen Qualifikatio-
nen (R-T=0,31). Ein Grund hierfür kann in der Iden-
tifikation der befragten Studierenden der Wirtschafts-
wissenschaften mit den Managern gesehen werden.
Ein Vergleich zwischen Ingenieuren und Managern
zeigt eine signifikante Differenz zwischen diesen bei-
den Berufsgruppen (A-T=0,25), die das Identifika-
tionsargument  untermauert.  Daher  kann  Hypothese
5(b) bestätigt werden. 
4.6 Humankapital der Betroffenen
Eine wichtige Eigenschaft von Arbeitnehmern ist die
Art des erworbenen Humankapitals. Es kann in be-
triebsspezifisches  oder  allgemeines  Humankapital
unterschieden werden (vgl. Becker 1993). Der allge-
meine  Qualifikationstyp  ist  durch  eine  höhere  be-
triebliche  Mobilität  gekennzeichnet  (vgl.  Zühlke
2000: 36f.). Kündigungen treffen Arbeitnehmer mit
betriebsspezifischem Humankapital somit härter als
Arbeitnehmer mit allgemeinem Humankapital, da sie
geringere Chancen haben, eine erfolgte Kündigung
durch einen beruflichen oder schnellen betrieblichen
Wechsel  zu  kompensieren.  Des  Weiteren  sieht  die
Theorie psychologischer Verträge Kündigungen von
Arbeitnehmern  mit  betriebsspezifischen  Qualifika-
tionen als schwerwiegendere Vertrauens- bzw. Ver-
tragsverletzung an. Rousseau und Anton (1988) kön-
nen  allerdings  weder  einen  signifikanten  Einfluss
von  Employability  auf  die  Wahrnehmung  eines
psychologischen Vertrages noch auf die Akzeptanz
von  Kündigungen  bestätigen.  Die  Ergebnisse  von
Charness und Levine (2000) bestätigen dagegen die
Überlegungen.
Hypothese 6: Kündigungen von Arbeitnehmern mit
allgemeinem  Humankapital  werden  eher  akzeptiert
als  die  Kündigungen  von    Arbeitnehmern  mit  be-
triebsspezifischem Humankapital. 
Die  Ergebnisse  aus  Tabelle  7  bestätigen  eindeutig
Hypothese 6. Kündigungen von Arbeitnehmern mit
allgemeinen Qualifikationen (A=1,71; R=1,77) wer-
den eher akzeptiert als Kündigungen von Arbeitneh-
mern  mit  betriebsspezifischen  Qualifikationen
(F=0,86; K=1,30) (FK-AR=-0,66). Allerdings ist die
Differenz bei Ingenieuren (F-A=-0,85) deutlich grö-
ßer als bei Arbeitern (K-R=-0,47), da Kündigungen
von  Ingenieuren  mit  spezifischen  Qualifikationen
weitaus  unfairer  empfunden  werden  (F=0,86).  Ein
Grund hierfür kann in dem stärker bindenden psycho-
logischen Vertrag gesehen werden. 
Tabelle 6 
Berufsgruppe der gekündigten Arbeitnehmer
Einzelne Szenarien gepoolt
Art der Qualifikationen spezifisch allgemein
Berufsgruppen (Mittelwerte)
Ingenieure F 0,86 A 1,71 FA 1,27
Arbeiter K 1,30 R 1,77 RK 1,53
Manager T 1,46
Differenzen zwischen Berufsgruppen
Ingenieure – Arbeiter F-K – 0,44** A-R – 0,06 FA-RK – 0,25*
Ingenieure – Manager  A-T 0,25*
Arbeiter – Manager   R-T 0,31**
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Diffe-
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4.7 Reaktion der Weiterbeschäftigten
Werden  Kündigungen  durch  einen  außenstehenden
Beobachter als unfair empfunden, so liegt der Gedan-
ke  nahe,  dass  dieser  Beobachter  ein  negatives Ar-
beitsverhalten der weiterbeschäftigten Arbeitnehmer
als Reaktion auf die Kündigungen von Kollegen eher
akzeptiert. Aus Sicht psychologischer Verträge ero-
dieren Kündigungen die Vertrauensbeziehungen der
Weiterbeschäftigten mit dem Arbeitgeber, woraus ein
negatives  Arbeitverhalten  folgt  (vgl.  Seifert/Paw-
lowsky 1998; Stock 2001: 35ff.), das als eine Sank-
tion  gegen  das  Unternehmen  interpretiert  werden
kann. Nach Kahneman, Knetsch und Thaler (1986a)
ist in der Gesellschaft die Bereitschaft zu einem sank-
tionierenden Verhalten vorhanden, sogar falls dies ei-
gene Kosten verursacht (vgl. Rabin 1993). Inwieweit
diese Sanktionen akzeptiert werden, hängt von der
Art und dem Ausmaß der Sanktion ab. So wird die
Verursachung direkter monetärer Kosten (z.B. Sabo-
tage, Diebstahl) schwerwiegender beurteilt als indi-
rekte  Kosten  (z.B.  höherer  Krankenstand,  Dienst
nach Vorschrift). Übersteigen die Sanktionen ein be-
stimmtes  Ausmaß  (im  Extremfall  Bedrohung  der
wirtschaftlichen  Existenz  des  Unternehmens),  so
sinkt die Akzeptanz.  
Hypothese 7: Die Akzeptanz von negativem Arbeits-
verhalten  der  Weiterbeschäftigten  als  Reaktion  auf
die Kündigungen von Arbeitskollegen ist höher, falls
das Verhalten des Unternehmens als unfair beurteilt
wird.
Ein Vergleich der Mittelwerte der einzelnen Szena-
rien zur Akzeptanz von negativem Arbeitsverhalten
als Reaktion auf die Kündigungen zeigt, dass sie alle
mit eher unfair beurteilt werden (FR=1,14; HR=1,33;
KR=1,13; MR=0,83; UR=0,91; WR=1,05), während
die  Beurteilungen  der  dazugehörigen  Kündigungs-
szenarien stark variieren (F=0,86; H=0,75; K=1,30;
M=2,63;  U=1,96;  W=1,91)  (vgl.  Tabelle  2).  Ein 
t-Test  bestätigt  jedoch,  dass  zwischen  den  Mittel-
werten teilweise signifikante Unterschiede auf dem
5%-Niveau bestehen. So werden Reaktionen eher ak-
zeptiert, falls Kündigungen hart durchgeführt wurden
(HR, KR). Weiterhin ist die Akzeptanz höher, wenn
Kündigungen  durch  einen  Lohnverzicht  vermieden
wurden (WR), anstatt die Betroffenen für die Kündi-
gungen großzügig zu kompensieren (MR). Sanktio-
nen werden außerdem eher akzeptiert, falls die Kün-
digungsursache innerbetrieblich (FR) war und kein
exogener Schock (MR). Negatives Arbeitsverhalten
als Reaktion auf sanfte Kündigungen werden am un-
fairsten empfunden (MR). Auf die zweitgrößte Ab-
lehnung stoßen die Reaktionen auf harte Kündigun-
gen, bei denen der Betriebsrat aktiv beteiligt wurde
(UR).
In Probit-Schätzungen mit der empfundenen Fairness
eines  negativen  Arbeitsverhaltens  als  abhängige 
dichotome  Variable  kann  mit  einer  Ausnahme
(FR=0,02) ein negativer Einfluss der empfundenen
Fairness  des  entsprechenden  Kündigungsszenarios
festgestellt werden (HR=-0,13; KR=-0,24; UR=-0,02;
WR=-0,17), der allerdings nur für die Schätzung mit
gepoolten Szenarien signifikant ist (-0,18; p<0,01).2
Diesen Ergebnissen zufolge reduziert die Beurteilung
Tabelle 7 
Art der Qualifikationen der gekündigten Arbeitnehmer
Einzelne Szenarien gepoolt
Berufsgruppe Ingenieure Arbeiter
Art der Qualifikation (Mittelwerte)
Spezifisch F 0,86 K 1,30 FK 1,08
Allgemein A 1,71 R 1,77 AR 1,74
Differenzen zwischen Qualifikationen
spezifisch – allgemein F-A – 0,85** K-R – 0,47** FK-AR – 0,66**
Anmerkungen: Die Szenarien konnten mit vollkommen fair (3), eher fair (2), eher unfair (1) oder sehr unfair (0) beurteilt werden. Diffe-
renzen der Mittelwerte sind bei einseitigem t-Test signifikant auf  * 5%-Niveau bzw. ** 1%-Niveau.
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des Kündigungsszenarios mit „fair“ die Wahrschein-
lichkeit, dass die Reaktion auch mit „fair“ beurteilt
wird. Hypothese 7 kann somit bestätigt werden. Die
insgesamt geringe Akzeptanz von negativem Arbeits-
verhalten als Sanktion gegen den kündigenden Ar-
beitgeber widerspricht teilweise der Feststellung von
Kahneman, Knetsch und Thaler (1986a) sowie Rabin
(1993), dass in der Gesellschaft die Bereitschaft zu
einem sanktionierenden Verhalten vorhanden ist. Je-
doch  ist  zu  berücksichtigen,  dass  Studierende  der
Wirtschaftswissenschaften  ein  Verhalten,  das  ein
Unternehmen  schädigt,  möglicherweise  stärker  ab-
lehnen als andere Personen. Um weitere Aufschlüsse
zu erlangen, sollten künftige Untersuchungen auch
verschiedene Formen bezüglich der Härte der Sank-
tionen berücksichtigen. 
4.8 Zusammenfassung der Ergebnisse
Die Akzeptanz  von  Kündigungen  wegen  exogener
Schocks  ist  größer  als  aufgrund  einer  gestiegenen
Produktivität des Unternehmens. Harte Kündigungen
werden  grundsätzlich  mit  „eher  unfair“  beurteilt.
Sanfte Kündigungen, die großzügige Kompensatio-
nen beinhalten, um die Kosten für die gekündigten
Arbeitnehmer  abzumildern,  werden  dagegen  meist
als fair empfunden. Falls aus wirtschaftlichen Grün-
den  keine  großzügigen  Kompensationen  möglich
sind,  sollte  versucht  werden,  die  Kündigungen  zu
vermeiden.  Denn  Vermeidungsstrategien  in  Form
von Lohnkürzungen oder Versetzungen werden zwar
signifikant unfairer empfunden als sanfte Kündigun-
gen, aber auch signifikant fairer als harte Kündigun-
gen.  Für  die  Aushandlung  solcher  Kompromisse
muss der Betriebsrat ebenso am Kündigungsprozess
beteiligt werden, wie bei der Auswahl der betroffe-
nen Arbeitnehmer und der Aushandlung von Sozial-
plänen.  Eine  aktive  Beteiligung  der  Arbeitnehmer
bringt den Vorteil mit sich, dass Kündigungen eher
akzeptiert werden. Die Akzeptanz der Kündigungen
kann auch durch den Verzicht des Topmanagements
auf seinen jährlichen Bonus signifikant erhöht wer-
den. 
Die Ergebnisse zur Auswahl der zu kündigenden Ar-
beitnehmer machen die hohe Bedeutung psychologi-
scher Verträge  deutlich.  So  werden  zum  einen  die
Kündigungen von Ingenieuren und Führungskräften
des mittleren Managements unfairer empfunden als
die Kündigungen von Produktionsarbeitern. Zum an-
deren werden Kündigungen von Arbeitnehmern mit
allgemeinen Qualifikationen eher akzeptiert, als die
Kündigungen  von  Arbeitnehmern  mit  spezifischen
Qualifikationen. Die Akzeptanz von negativem Ar-
beitsverhalten der Weiterbeschäftigten als Reaktion
auf die Kündigungen ist recht gering. Am wenigsten
Verständnis  für  ein  sanktionierendes  Verhalten  be-
steht bei sanften Kündigungen sowie bei der Beteili-
gung des Betriebsrates, d.h. in Fällen, in denen die
Kündigungen mit „fair“ beurteilt wurden. Demnach
steigt die Akzeptanz von Sanktionen mit zunehmen-
der Beurteilung der Kündigungen mit „unfair“. 
Die empfundene Akzeptanz von Kündigungen könn-
te zwischen Befragten divergieren, da die Bewertung
einer  Situation  bzw.  eines  Szenarios  subjektiv  ist
(vgl. Konow 1996: 21 ff.; Charness/Levine 2002: 403
f.) und von der Identifikation mit den Handelnden ab-
hängt (vgl. Brockner et al. 1987; Brockner/Greenberg
1990;  Fowke  1998).  Daher  wird  der  Einfluss  der
Kontrollvariablen in Probit-Schätzungen kontrolliert,
wobei die empfundene Fairness der Kündigung als
abhängige dichotome Variable dient. Allerdings kann
die Varianz in der Beurteilung der Szenarien nur in
wenigen Fällen durch die Kontrollvariablen erklärt
werden, so dass auf eine weitere Darstellung verzich-
tet wird.3
4.9 Vergleich der Ergebnisse mit
Charness und Levine (2000)
Die in diesem Beitrag festgestellten Einflussfaktoren
auf die Akzeptanz von Kündigungen entsprechen ins-
gesamt  den  von  Charness  und  Levine  (2000)  er-
mittelten Determinanten. Jedoch offenbart ein Ver-
gleich der Ergebnisse auch Unterschiede.4 So variiert
die Einflussstärke der Determinanten (Differenz der
Mittelwerte  der  Szenarien)  teilweise  deutlich  zwi-
schen Deutschland und den USA. Insgesamt waren
13 von 28 überprüfbaren Länderdifferenzen in den
Szenariodifferenzen zumindest auf dem 5%-Niveau
signifikant.
Der Einfluss der Kündigungsursache bei harten Kün-
digungen ist recht gering, da sie sowohl in Deutsch-
land als auch in den USA mit „eher unfair“ beurteilt
werden.  Dagegen  variieren  die  Beurteilungen  der
Kündigungsursache  bei  sanften  Kündigungen  auch
zwischen den beiden Ländern, da die Akzeptanz von
Kündigungen nach negativen Nachfrageschocks und
Arbeitnehmervorschlägen in Deutschland signifikant
höher ist als in den USA. Die Differenz zwischen
sanften und harten Kündigungen ist in Deutschland
wesentlich größer als in den USA. Harte Kündigun-
gen werden zwar in beiden Ländern mit „eher unfair“
beurteilt,  aber  sanfte  Kündigungen  werden  in
Deutschland stärker akzeptiert als in den USA. Ver-
3 Die Ergebnisse können beim Autor angefordert werden.
4 Eine ausführliche Dokumentation der Ergebnisse kann beim Au-
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setzungen werden in beiden Ländern den harten Kün-
digungen, nicht aber den sanften Kündigungen vor-
gezogen.  Sanfte  Kündigungen  werden  gegenüber
Versetzungen in Deutschland stärker präferiert als in
den USA. Es ist anzumerken, dass Versetzungen in
Deutschland generell auf weniger Akzeptanz stoßen
als in den USA, was an einer geringeren Mobilität
der Deutschen liegen könnte. Die Ergebnisse lassen
darauf schließen, dass Kompensationszahlungen an
die gekündigten Arbeitnehmer für Deutsche größere
Bedeutung  haben  als  für  Amerikaner.  Ein  Grund
könnte die stärker kollektivistische deutsche Kultur
sein, in der das Bedürfnisprinzip größere Bedeutung
besitzt als in der individualistischen amerikanischen
Kultur (vgl. Hofstede 1993). Nach Engelstad (1997:
204) wird das Bedürfnisprinzip in den USA bei Kün-
digungsentscheidungen  fast  vollständig  ignoriert,
während es in Deutschland berücksichtigt wird. 
Sowohl in Deutschland als auch in den USAreduziert
sich die Akzeptanz der Kündigungen geringfügig bei
der Annahme des Bonus und erhöht sich signifikant
bei der Ablehnung des Bonus durch den Vorstandvor-
sitzenden. Jedoch ist der Einfluss des Verzichtes in
Deutschland  bei  einem  exogenen  Schock  stärker,
während in den USA der Einfluss bei innerbetrieb-
lichen Gründen größer ist. Kündigungen von Arbei-
tern werden gegenüber Kündigungen von Ingenieu-
ren in Deutschland eher akzeptiert als in den USA.
Ebenso werden Kündigungen von Arbeitnehmern mit
allgemeinen Qualifikationen in Deutschland weitaus
eher  akzeptiert  als  in  den  USA.  Diese  Ergebnisse
sprechen für eine stärkere Bindung an psychologi-
sche Verträge in Deutschland. Nach Rousseau und
Schalk (2000) hängt die Beurteilung eines psycholo-
gischen Vertrages von der Kultur, den gesellschaft-
lichen Werten, den Gesetzen, der Politik und anderen
länderspezifischen Faktoren ab. So spielt in der kol-
lektivistischen deutschen Kultur Vertrauen eine grö-
ßere Rolle als in der individualistischen Kultur der
USA. Außerdem ist in Deutschland das Ansehen von
Ingenieuren gegenüber anderen Berufsgruppen grö-
ßer  als  in  den  USA.  Dementsprechend  konstatiert
Hofstede (1993: 83) für Deutschland: „If anybody, it
is the engineer who fills the hero role.“
Ein Vergleich der durchschnittlichen Mittelwerte aus
den  gepoolten  Szenarien  zeigt,  dass  zwischen
Deutschland und den USA kein signifikanter Akzep-
tanzunterschied besteht. Die Beurteilung der einzel-
nen Szenarien variiert zwar teilweise signifikant zwi-
schen  den  Ländern,  aber  nicht  in  eine  eindeutige
Richtung. Vielmehr ist die Richtung von dem jeweili-
gen Szenario abhängig. Allerdings ist zu beachten,
dass die Ergebnisse für Deutschland nicht repräsenta-
tiv sind. Dennoch weichen die Ergebnisse der Stu-
dentenbefragung für Deutschland insgesamt nur ge-
ringfügig von Charness und Levine (2000) ab. Dies
ist  auch  aufgrund  der  unterschiedlichen  Arbeits-
marktsituation bemerkenswert. Beispielsweise ist in
den USA die Arbeitslosigkeit geringer sowie die be-
rufliche, zwischenbetriebliche und regionale Mobi-
lität der Arbeitskräfte höher (vgl. Ochel 1998; Bü-
chel/Frick/Witte 2002). Außerdem können arbeitslos
gewordene Arbeitnehmer in Deutschland umfangrei-
chere Unterstützungen aus den sozialen Sicherungs-
systemen erwarten als in den USA, wo der Wohl-
fahrtsstaat nicht so stark ausgeprägt ist. Des Weiteren
existiert in den USA kein gesetzlicher Kündigungs-
schutz  („employment-at-will“).  Dies  ist  allerdings
nicht gleichbedeutend mit einem beliebigen „hire and
fire“, da andere Restriktionen (z.B. Anti-Diskriminie-
rungsgesetze, Meldepflicht, einzel- und kollektivver-
tragliche  Vereinbarungen)  bestehen  (vgl.  Kirstein/
Kittner/Schmidtchen 2000).  Einem  Bericht  der
OECD (1999) zufolge sind Kündigungen im Allge-
meinen in den USA am wenigsten reguliert (Platz 1),
während Deutschland Platz 20 belegt. Bei Massen-
entlassungen ist der Unterschied dagegen nur gering,
da sich die USA mit Platz 11 und Deutschland mit
Platz 13 im Mittelfeld befinden.
5 Fazit und Ausblick
Der vorliegende Beitrag hat gezeigt, dass neben rein
ökonomischen und juristischen Aspekten psychologi-
sche Einflussfaktoren eine Rolle spielen. So sollten
bei der Durchführung von Kündigungen gesellschaft-
liche  Gerechtigkeitsvorstellungen  berücksichtigt
werden – auch wenn sie manchem Ökonomen nicht
rational erscheinen mögen und auch nicht sind. Die
Ergebnisse  sind  sowohl  für  die  Personalpolitik  in
Unternehmen, als auch für die Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungspolitik relevant. 
Für Entscheidungsträger in Unternehmen liefert die-
ser Beitrag Anhaltspunkte für eine faire Gestaltung
von Kündigungen, die häufig in dem Schlagwort „so-
zialverträgliche  Kündigungen“  ihren Ausdruck  fin-
det. Die Studien von Gorman und Kehr (1992) sowie
Gilliland  und  Schepers  (2003)  zeigen,  dass  Füh-
rungskräfte in Unternehmen bei ihren Entscheidun-
gen  die  Fairnessvorstellungen  ihrer  Arbeitnehmer
oder Kunden auch berücksichtigen. Die Politik kann
erste Rückschlüsse für die reformbedürftige Arbeits-
gesetzgebung ziehen. Beispielsweise zeigt der positi-
ve Einfluss des Betriebsrates auf die Akzeptanz, dass
die  restriktiven  Bestimmungen  des  BetrVG  nicht
grundlos sind und auch für die Unternehmen positive
Wirkung haben. Dagegen muss das KSchG teilweise
ebenso kritisiert werden wie die Forderungen, mögli-
che Kündigungen durch Lohnkürzungen oder Verset-
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Christian  Pfeifer Fairness und Kündigungen
dürfnis nach großzügigen Kompensationszahlungen
als nach Bündnissen für Arbeit. Einige komplizierte
Regelungen des KSchG, die zu Arbeitsgerichtspro-
zessen und enormen betrieblichen sowie volkswirt-
schaftlichen  Kosten  führen  (vgl.  Frick/Schneider
1999),  sollten  besser  durch  klare  gesetzliche  oder
vertragliche  Abfindungsregelungen  ersetzt  werden,
wie sie ansatzweise in dem „Gesetz zu Reformen am
Arbeitsmarkt“ vom 26. September 2003 aufgenom-
men wurden (vgl. SVR 2003: 382 ff.).
Die Analyse länderspezifischer Unterschiede in der
Beurteilung der Kündigungsszenarien deutet an, dass
die Akzeptanz in Deutschland nicht grundsätzlich ge-
ringer ist als in den USA, sondern szenarioabhängig.
Dementsprechend variieren auch die Einflussstärken
der  einzelnen  Determinanten  teilweise  signifikant
zwischen den beiden Ländern. Die Ergebnisse unter-
stützen Forderungen in der Human Ressource Ma-
nagement Literatur nach stärkerer Berücksichtigung
länderspezifischer und vor allem kultureller Faktoren
(vgl. Clark/Mallory 1996; Hofstede 1993). 
Künftige  Studien  sollten  möglichst  repräsentativ
sein. Denkbar sind Telefoninterviews, wie sie bereits
von Kahnemann, Knetsch und Thaler (1986a; 1986b)
sowie Charness und Levine (2002; 2000) durchge-
führt  wurden.  Weitere  Untersuchungsgegenstände
könnten  beispielsweise  Moderationseffekte,  Entlas-
sungen von Frauen und älteren Mitarbeitern sein. Für
einen innerdeutschen Vergleich wären Untersuchun-
gen zwischen Ost- und Westdeutschland sowie struk-
turschwachen  und  strukturstarken  Regionen  ein
interessantes Forschungsgebiet.
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